Resümee - Protokoll





Gegenstand:	Überprüfung der Rechtsordnung auf behindertendiskriminierende Bestimmun�gen; Untergruppe: “Bildung-Erziehung-Kultur“, Fortsetzung der Sitzung vom 18. Mai 1998





Sitzungsort: Blindenerziehungsinstitut, Wittelsbachstraße 5, Festsaal





Vorsitz: SL MR Dr. Heinz Gruber (BMUK, Sektion V) 





Anwesende: lt. Teilnehmerliste





Beginn: 10.10 Uhr





Ende: 13.10 Uhr





Festgehalten wird, dass das Protokoll über die Sitzung vom 18. Mai 1998 inhaltlich ohne Protokollanmerkungen zur Kenntnis genommen wird.





Seitens der Behindertenverbände wird zu Pkt. VI. des Protokolls vom 18. 5. 1998 (“Zustim�mung“ der Landeslehrer) erneut darauf hingewiesen, dass jene Bestimmung nicht im Einklang mit dem durch den Verfassungsgesetzgeber gegebenen Auftrag (vgl. Art. 2 des (1) Zusatz�protokolls der MRK und Art. 7 Abs. 1 des B-VG) steht.





Seitens des Vorsitzenden wird dazu ausgeführt, dass dies an höherer Stelle zu diskutieren ist, die jetzige Auslegung jedoch verfassungskonform ist. 





Zu Pkt. III. (Schulunterrichtsgesetz für Berufstätige, Aufnahme als ordentlicher Studie�render gemäß § 5 Abs. 1 Z 2):


Dazu wird seitens des Ressorts ausgeführt, dass jene Bestimmung in völliger Analogie zu den Bestimmungen betreffend die Tagesformen zu sehen ist und für das Schulunterrichtsgesetz festgehalten wurde, dass das Erfordernis der Bestimmung überprüft werde.





Zu Pkt. IV. und VII. (§ 121 des SchOG, § 14 a Abs. 1 der Aufnahms- und Eignungsprü�fungsverordnung):


Es wird das Begriffspaar “gesundheitliche“ und “körperliche“ Eignung diskutiert.


Im Zuge dessen wird auf die Problematik des § 121 des SchOG (Aufnahmsvoraussetzungen in die Pädagogische Akademie) und des § 14a Abs. 1 der Aufnahms- und Eignungs�prüfungs�verordnung (besondere Eignungsvoraussetzungen im Bereich der Kindergarten bzw. Sozial�pädagogik) hingewiesen. Seitens des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und Gesund�heit wird dazu geäußert, dass dieser Bereich Gegenstand der Sitzung vom 26. Juni 1998 (Un�ter�gruppe “Berufsausbildung-Beschäftigung-Erwerbstätigikeit-Altersvorsorge-Gesundheit“) sein wird, und Überschneidungen aus verfahrensökonomischer Sicht vermieden werden sollten. Seitens der Behindertenverbände wird dazu jedoch ausgeführt, dass sich auch dieser Arbeits�kreis mit der Problematik befassen sollte und  viele “Schutzbestimmungen“, die für Behin�derte aufgestellt werden, in deren Dispositonsfreiheit (zB Zugangsberechtigungen, Notariats�aktzwang,...) eingreifen bzw. diese einschränken. Allerdings wäre zu bedenken, dass bei Humanberufen auch die anvertrauten Kinder und Jugendlichen jenes Ausmaß an körperlicher Eignung erfordern, das für die Erfüllung der Aufgaben und Einhaltung entspre�chender Sicherheitsvorkehrungen unbedingt erforderlich ist.





Ausdrücklich im Protokoll festgehalten wird, dass die Behindertenverbände die Zugangs�vor�aussetzungen nicht als Schutzvorschriften qualifizieren und feststellen, dass die Kriterien der körperlichen Eignung als problematisch zu werten sind, und diese Formulierung zu Dis�kri�minierungen führt.


Weiters wird seitens der Behindertenverbände eingeräumt, dass nicht jeder Mensch mit einer Behinderung “alles machen kann“ und auch nicht jeder “Nichtbehinderte“ alles machen kann, und man deshalb davon ausgehen müsse, was kann der Betreffende, was kann er nicht, und man von der globalen Betrachtungsweise bei einer Eignungsprüfung wegkommen müsste.


 


Als Ergebnis wird festgehalten, dass seitens der Behindertenverbände die Eignungs- bzw. Zugangsvoraussetzungen als diskriminierend angesehen werden, und  man stärker differen�zieren sollte und auf reelle Möglichkeiten Bedacht nehmen sollte. (Es wird ein Abgehen von der globalen Betrachtungsweise hin zu einer differenzierten Betrachtungsweise gefordert.)





Seitens des Ressorts wird signalisiert, dass eine Bereitschaft zum Dialog gegeben sei, man aber von einer unterschiedlichen Betrachtungsweise (Schutzbestimmungen, be�stimmtes An�forderungsprofil für Lehr- und Sozialberufe) ausgehen müsse.





Kurz vor der Pause verlässt Herr LADSTÄTTER (Vertreter der SLIÖ) den Besprechungs�raum bzw. nimmt Abstand von der weiteren Teilnahme an der Besprechung, da seiner Ansicht nach der Veranstaltungsort in keiner Weise behindertengerecht (nur ein behinderten�gerechtes WC, das sich in der Krankenstation befindet) ausgestattet ist. Der Vorsitzende ver�weist darauf, dass das Institut normgerecht ausgestattet ist und diese Manifestation daher andere Mo�tive haben müsse.





Zu Pkt. IV ( Klassenschülerzahl, § 43 Abs. 1a):


Dazu wird seitens des Bundesministeriums für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten aus�geführt, dass die Einrichtung einer Integrationsklasse an einem  Standort nicht dazu führen dürfe, dass auf Grund dessen in den Parallelklassen die Klassenschülerhöchstzahlzahl über�schritten wird, und diese Bestimmung eine Begünstigung für jene Standorte mit sich bringe, an denen Integrationsklassen geführt würden.





Seitens der Behindertenverbände wird dennoch diese Bestimmung als diskriminierend emp�fun�den, weil bei der Aufnahme von Behinderten die Klassenschülerhöchstzahl nicht über�schritten werden dürfe während die Aufnahme von gesunden Kindern eine Überschreitung rechtfertigen würde.





Zudem wird seitens des Vorsitzenden, SL Dr. Gruber, auf Anfrage der Behindertenver�bände erörtert, worin die Ursachen liegen könnten, dass an den AHS 1998/99 keine neuen Integrations�klassen geführt werden u.a. ausgeführt, dass dies auf die kurze Geltungsdauer der betref�fenden Bestimmungen (1. September 1997) zurückgeführt werden könnte, auf das Rollen�verständnis der AHS-Lehrer und dass auch im Vorfeld in der Schulversuchsphase nur wenige AHS- Standorte Integrationsklassen geführt haben. Zudem seien zum derzeitigen Zeitpunkt durch Strukturbereinigungsmaßnahmen (Diskussion zu § 61 GG) gewisse Span�nungsver�hältnisse zwischen Dienstbehörden und Lehrern gegeben.


Festzuhalten sei jedoch, dass das Bundesministerium für Unterricht und kulturelle Angelegen�heiten bzw. die Frau Bundesministerin der Integration an der Unterstufe der AHS positiv ge�gen�über stehe, und man einen Schwerpunkt auf Informationsveranstaltungen unter Ein�be�ziehung der AHS bzw. einen Schwerpunkt auf Lehrerfortbildung setzen werde. 





Seitens des Vorsitzenden der I:Ö wird die Gesprächsbereitschaft der Frau Bundesministerin bezweifelt bzw. besteht der Wunsch nach einer stärkeren Dialogbereitschaft ausgehend von der Frau Bundesministerin.





Zu “sind im Durchschnitt (bezogen auf das Bundesland) mindestens fünf Schüler mit sonder�pädagogischem Förderbedarf zu unterrichten. ...“ wird seitens des Ministeriums zugesichert, dass die Schulaufsichtsbehörden durch einen Erlass (Interpretation des Landesdurch�schnittes) über den Regelungsinhalt gegenständlicher Bestimmung aufgeklärt werden, ferner wird zugesichert, dass die Schulauf�sichtsbehörden in diversen Schulaufsichts�konferenzen entsprechende Informationen erhalten werden. Zudem wird ausgeführt, dass für den Pflicht�schulbereich der Landesgesetzgeber für Organisations�maßnahmen zuständig ist und der Bund nur als Grundsatzgesetzgeber fungiert.





Als Ergebnis zu § 43 Abs. 1a des SchOG wird festgehalten, dass die Behindertenverbände die Streichung des letzten Satzes fordern.





Zu V. (Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz):


Dazu wird erörtert, dass der Bund sich auf Verwaltungsebene verpflichtet hat, durch die ÖNORM B1600 behindertengerecht zu bauen. Ferner wird ausgeführt, dass auf Grund der komplizierten Kompetenzbestimmungen im Bauwesen dem Bund nur wenig Regelungsinhalt bleibt.


Zudem wird erörtert, dass im Bereich der Pflichtschulen die Länder als Ausführungs�gesetz�geber bzw. die Gemeinden als Schulerhalter fungieren. 





Als Ergebnis zu § 7 Abs. 2 des Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetzes wird festgehalten, dass die Verbindungsstelle der österrei�chischen Bundesländer schriftlich davon in Kenntnis zu setzen ist.





Die Arbeitsunterlage, die von I:Ö zur Sitzung am 24. 6. 1998 erstellt wurde, wird dem Proto�koll als Anhang beigefügt. 


Bezüglich Pkt. 1. der gegenständlichen Unterlage wird ausgeführt, dass im Hinblick auf eine Beitragsleistung des Pflegegeldbeziehers dem Bund keine Regelungskompetenz zukommt (vgl. Gutachten des BKA-VD bezüglich des Hilfs- und Pflegepersonals für das Land Steier�mark) und jener Sachbereich auszuklammern ist. Die Frage, ob dem Schulleiter auch im Hinblick auf Stützmaßnahmen Koordinationsfunktionen zukommen, wird gesondert geprüft.





Dem Anliegen der Behindertenverbände (Pkt. 2. der Arbeitsunterlage vom 24. 6. 1998), Be�hinderten auch über das 9. Schuljahr (Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht) hinaus, inte�grative Bildungsmöglichkeiten im Regelschulwesen anzubieten, wird entgegengehalten, dass auch nicht Behinderten jene Bildungsangebote nicht immer zur Verfügung stehen bzw., dass auch nicht Behinderte bestimmte Voraussetzungen erfüllen müssen, um diese Bildungs�ange�bote in Anspruch nehmen zu können.





Als Sitzungsergebnis wird festgehalten, dass dem Auftrag der Bundesregierung entsprochen wurde. Dem Bundeskanzleramt wird das Ergebnis der Besprechungen zur Kenntnis gebracht werden. Unabhängig davon werden innerhalb des Ressorts zu einzelnen Gesetzesstellen Änderungsmöglichkeiten - unter Einbeziehung des Sitzungsergebnisses der AG “Berufsaus�bildung-Beschäftigung-Erwerbstätigikeit-Altersvorsorge-Gesundheit“ - geprüft werden. 


Allfällige Vorschläge werden dann zur Diskussion gestellt werden, um für alle beteiligten Gruppierungen ver�tret�bare Lösungsansätze zu erzielen.


Da verschiedene Bereiche nicht nur die Belange des Ressorts betreffen, bleibt offen, ob die jeweiligen Maßnahmen in einem gemeinsamen Gesetzespaket erfolgen, oder ob jedes Ressort gesondert die jeweiligen Gesetzesänderungen vornimmt. 
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